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An das 

Präsidium des Nationalrates 

1117 Wien-Parlament 

Graz, arn 8. März 1996 

Betrifft: Stellungnahmen zum Änderungsentwurf des Bundesgesetzes über die 

Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeit an Hochschulen 

In der Beilage werden folgende Stellungnahmen aus dem Bereich der Karl-Franzens-Universität 

Graz in jeweils 25-facher Ausfertigung, zum obg. Gesetzesentwurf übermittelt: 

- Fakultätskollegium der Katholisch-Theologischen Fakultät 

- Dekan der Medizinischen Fakultät 

- Institutsvorstand des Institutes für Musikwissenschaft (Geisteswissenschaft!. Fakultät) 

Beilage 

Mit freundlichen Grüßen 

(Hofrat Dr. M. Suppanz) 

Universitätsdirektor 
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KARL-FRANZENS-UNIVERSIT Ä T GRAZ 

DEKANAT 
der 

KATHOLISCH-THEOLOGISCHEN FAKULTÄT 
Universitätsplatz 3, A-8010 Graz 

Tel.: 0316/380-3150 
Fax: 0316/38 63 79 

21: 523 ex 1995/96 

An das 
Bundesministerium fur 
Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Minoritenplatz 5 
1014 Wien 

Graz, am 4. März 1996 

'"'. >: ','?o n , 

'::'�I&\� 

Betreff: Stellungnahme zum Änderungsentwurf des Bundesgesetzes über die Abgeltung von 
Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen 

Bezug: G2 68158/l-IIB/1OA/96 vom 24. Februar 1996 

In der Beilage übermittelt der Dekan der Katholisch-Theologischen Fakultät der KarI-Franzens­

Universität Graz eine Stellungnahme des Fakultätskollegiums zum Änderungsentwurf des 

Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen. 

Beilage 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

O.Univ. rofDr.Maximilian Liebmann 
D e k a n  
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Stellungnahme zum Entwurf 
Änderung des Bundesgesetzes über die 

Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen 

O. Zur Vorgangsweise 

Es ist nicht kritiklos hinzunehmen, daß eine derart knappe Begutachtungsfrist eingeräumt wird, noch dazu 

in der vorlesungsfreien Zeit, in welcher damit zu rechnen ist, daß mehrere der Kollegen und Kolleginnen 

sich u.a. aus dienstlichen Gründen nicht am Dienstort befinden. Manche der Betroffenen sind durch diese 

Vorgangsweise vom Begutachtungsverfahren ausgeschlossen. Vor allem die Kollegialorgane konnten 

überhaupt nicht in gebührender Weise befaßt werden. 

1. Lehraufträge 

1.1 REMUNERATION "WENN WENIGSTENS 15 TEILNEHMER" 

Gemäß dem neuen Entwurf soll ein Lehrauftrag erst dann remuneriert werden können, wenn "wenigstens 15 

Studierende" daran durchgehend teilnehmen. 

Hiezu sind mehrere Einwände anzubringen: 

Aus formaler Sicht: 

- Die von Universitätslehrern zu erbringende Lehrauftragsleistung orientiert sich nicht ausschließlich an der 

Teilnehmerzahl. Die Teilnehmerzahl darf nicht zum Kriterium der Entlohnung einer erbrachten Leistung 

erhoben werden. Die Lehrleistung ist zu entlohnen, nicht die Teilnehmerzahl. 

- Die bisherige Regelung (drei Teilnehmende) resultiert aus einer an sich sinnvollen Schutzbestimmung. Sie 

durch eine andere Festlegung mit irgendeiner höheren Mindestteilnehmerzahl ersetzen zu wollen und zum 

Kriterium einer Remuneration zu machen, muß als beliebig erachtet werden. 

- Daß es sich dabei bislang um eine Schutzbestimmung handelte, ist etwa auch daran ersichtlich, daß sie 

gleicherweise auf jegliche Lehrveranstaltung anzuwenden war. Die neue Regelung unterscheidet nun 

zwischen professoraler Lehrveranstaltung und jener von anderen Universitätslehrern, denn fiir Professoren 

gibt es (richtigerweise) keine ähnliche Bestimmung Dieser Sachverhalt ist weder leistungsorientiert noch 

nachwuchsförderlich und schon gar nicht rechtlich ausgewogen. 

- Die nunmehr vorgeschlagene Regelung stellt eine entschiedene Benachteiligung aller Universitätslehrer 

dar, die nicht Professoren sind und zugleich eine drohende Mehrbelastung fiir die Professoren. 

- ,,15" als Mindestteilnehmerzahl fiir eine Remuneration von Lehraufträgen berücksichtigt in keiner Weise 

die Größe von Fakultäten, deren Studienpläne bzw. deren Personalsituation. Das sind doch Gegebenheiten, 
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die nicht außer acht bleiben dürfen, ansonsten kommt das einer Aushungerung von kleineren Fakultäten 

gleich, d.h. von jenen Fakultäten, die jedenfalls fur eine universitäre Breite mit maßgeblich sind und erst 

deren Berücksichtigung den Begriff "universitas" weiterhin als sinnvoll erscheinen lassen. 

Aus inhaltlicher Sicht: 

- Gerade jüngeren Universitätslehrern muß auch in durch vernünftige Remuneration abzugeltenden 

Lehraufträgen die Möglichkeit gegeben werden, ihre Forschungsergebnisse in der Lehre darzulegen. Solche 

Universitäts lehrer werden zunächst nicht immer die Studentenmassen auf ihrer Seite haben. Macht man nun 

die Remuneration solcher Lehrtätigkeit von einer beliebig verfugten Teilnehmerzahl abhängig, so wird das 

zur Folge haben, daß gerade wissenschaftliche Innovation auf grund von Forschungsprojekten und­

leistungen keinen Platz im Lehrbetrieb mancher Fakultät mehr hat. Das bedeutet eine massive 

Beeinträchtigung der Lehrtätigkeit gerade dort, wo gezielte Förderung angebracht ist. 

- Kleinere Fakultäten, fur die der Studienbetrieb nicht Massenbetrieb ist, wußten sich u.a. durch das 

Instrumentarium der Lehraufträge ein besonderes Profil zu geben. An solchen Profilen haben Fakultäten 

jahrelang gearbeitet. Ein so äußerliches Kriterium wie die ,,15er-Klausel" kontrakariert diese Bemühungen 

geradezu und trägt dazu bei, mühsam erworbenes Image in der Öffentlichkeit und im internationalen 

Austausch zu ramponieren. 

- Manche Pflichtlehrveranstaltungen, etwa im geisteswissenschaftlichen Bereich, haben jahrelang im 

Durchschnitt nie funfzehn Teilnehmer gehabt. Soll es nicht mehr sinnvoll sein, diese Lehrtätigkeit zu 

entlohnen und damit weiterhin anzubieten, nur weil eine Teilnehmerzahl nicht erreichbar ist? 

- Die seit Jahren und zurecht geforderte Internationalität universitärer Forschung und Lehre ist nicht nur 

gefährdet, sondern vielfach elementar bedroht, wenn rein formale und nicht mehr inhaltliche, 

lehrveranstaltungsimmanente Faktoren eine Remuneration rechtfertigen. Denn mit den Geldern aus 

Lehraufträgen konnten Universitätslehrer bislang einen Teil ihrer Kosten fur ihre internationalen Projekte, 

Kooperationen und den Austausch decken. 

- Die im Entwurf vorgelegte Regelung unterminiert die wissenschaftliche Qualitätssicherung. Sie leistet· 

vielmehr einem billigen Wissenschaftspopulismus Vorschub. Eine universitäre Lehrveranstaltung ist nicht 

gut oder weniger gut nur weil mehr oder weniger Teilnehmende zu verzeichnen sind oder weil es sich um 

Pflichtlehrveranstaltungen handelt. 

- Diese universitär-populistische Perspektive kommt in der Forderung nach verstärkter Berücksichtigung 

der "studentischen Nachfrage nach diesen Lehrveranstaltungen" verräterisch zum Ausdruck. Die 

universitäre Lehre hat sich an fachimmanenten Kriterien zu orientieren und nicht an äußerlichen 

Formalkriterien. 
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1.2 PROGRESSION DER LEHRAUFTRAGSREMUNERATION 

Die im Entwurf dargelegte Regelung sieht eine Progression der Abgeltungsbeträge mit steigender Zahl der 

Semester-Wochenstunden vor und möchte so "einen gewissen Anreiz zu einer verstärkten Lehrtätigkeit 

bieten". 

Die progressive Staffelung der Abgeltungsbeträge ist in mehrerer Hinsicht problematisch: 

- Diese Regelung macht vor allem dort einen Sinn, wo anzunehmen ist, daß Universitätslehrer gar keine 

oder zu wenig Lehrtätigkeit ausüben. Wo das gar nicht zutreffend ist, wiederum wohl bei kleineren 

Fakultäten, dort kann diese Bestimmung dazu fuhren, daß ein jeweils größeres Stundenkontingent in die 

Hand von jeweils weniger Lehrbeauftragten gelegt \\;rd. Das wiederum fördert keineswegs den 

wissenschaftlichen Nachwuchs, sondern beschneidet einmal mehr die ohnedies knapp bemessene 

Durchlässigkeit nach oben. Eine Streuung von Lehrbeauftragungen in möglichst viele Hände ist auch ein 

Beitrag zur Qualitätssicherung in bezug auf die Bandbreite der dargebotenen Inhalte und Fächer. 

- Die Progression bedeutet eine Entkoppelung von Leistung und Abgeltung. Ist die erste Lehrauftrags­

Stunde weniger wert, nur weil sie nicht die zweite oder funfte ist? 

- Für jüngere Universitätslehrer ist zweifellos eine erstmals angebotene Lehrveranstaltungsstunde die 

schwierigste und am meisten aufwendige. Mit dieser Regelung wäre sie damit die bei weitem am 

schlechtesten entlohnte. 

- Für manche Fächer müssen Fakultäten Lehrbeauftragte fur oft nur eine geringe Wochenstundenanzahl 

von außen requirieren, um das Lehrangebot zu vervollständigen. Die vorgeschlagene progressive Entgelt­

Regelung würde dazu fuhren, daß manche kompetente Lehrer solche Lehraufträge nicht übernehmen bzw. 

daß vermehrt weniger Qualifizierte die vorhandenen Lücken im universitären Lehrangebot fullen werden. 

Die o.g. Regelung wird oft genug als nicht attraktiv erscheinen und wird in Teilbereichen eine 

Leistungsverminderung bedeuten. 

- Fächerübergreifende LehrveranstaItungen, Kooperationen und interfakultäre Projekte, werden in der Regel 

mit Lehraufträgen durchgefuhrt, wobei zumeist mehrere Universitätslehrer mit jeweils nur einer 

Semesterwochenstunde betraut waren. In diesen kooperativen Lehrveranstaltungen werden neue Modelle der 

Universitätslehre angewandt und erprobt, und sie präsentieren ein junges, innovatives aber äußerst 

angemessenes Wissenschaftsbewußtsein - das der integrativen Forschung, die sich in ebensolcher Lehre 

niederschlägt. Die progressive Remuneration benachteiligt gerade die am meisten zukunftsorientierten 

Formen universitärer Lehre. 
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Aus oben angeruhrter Argumentation ergibt sich die Forderung nach einem Status quo in der 

Remunerationshöhe der Lehrauftragsstunden bzw. nach einer degressiven Dynamik, die die erste gehaltene 

Stunde mit dem höchsten Stundensatz bedenkt. 

Ein zukunftsorientierter Anreiz zu verstärkter Lehrtätigkeit ist in der vorgeschlagenen Lösung zumindest 

nicht rur alle Fakultäten und deren Gegebenheiten zu erkennen. 

1.3 REMUNERATION ERST:MIT DER ZWEITEN WOCHENSTUNDE 

Für habilitierte Universitätslehrer sieht der Entwurf vor, daß die Lehrtätigkeit erst ab der zweiten 

Wochenstunde abgegolten wird. 

Das steht im Widerspruch zu § 2.(1) des Entwurfes, wonach rur universitäre Lehrveranstaltungen ein 

Anspruch auf Remuneration besteht. Die Herausnahme einer Lehrauftragsstunde bei der Berufsgruppe der 

habilitierten Assistenten aus dieser Bestimmung muß als beliebig erachtet werden und entspricht keineswegs 

auch nur irgendeinem Leistungsprinzip. 

1.4 DER STATUS VON LEHRAUFTRAGS TÄTIGKEIT ALS NEBENBESCHÄFTIGUNG 

Der vorliegende Entwurf sieht Lehrbeauftragungsremunerationen rur Bundesbeamte als 

"Nebentätigkeitsvergütungen" an. 

- Alle Dienstpflichtenfestlegungen rur bundes bedienstete Universitätslehrer sehen die Lehrtätigkeit als 

integrativen Bestandteil des Berufsbildes an. Wie kann nun eine derart substantielle und identitätsbildende 

Tätigkeit wie jene im Rahmen von Lehrbeauftragungen als "Nebentätigkeit" gewertet werden! Nachdem die 

Lehrtätigkeit, auch im Rahmen von Beauftragungen, identitäts bildendes Merkmal von Universitätslehrern 

ist, darf deren Entlohnung nicht so hingestellt werden, als handelte es sich um etwas, was manche zusätzlich 

halt auch sonst noch machen. 

- Der nunmehr angestrebte Status als Nebentätigkeit hat auch sozial versicherungs- und damit 

pensionsbezogene Auswirkungen, die dem tatsächlichen Stellenwert und der Arbeitsleistung universitärer 

Lehre nicht entsprechen. 

- Zum einen forciert der Gesetzgeber die Idee, daß Universitätslehrer mehr als bisher zu lehren haben, zum 

anderen degradiert er deren Lehrtätigkeit zum Nebenerwerb. 

1.5 UNIVERSITÄTSASSISTENTEN UND LEHRAUFTRÄGE 
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"Mit der Umstellung auf dieses neue System ab dem Studienjahr 1996/97 sollen Assistenten keine 

Lehraufträge mehr erteilt werden." 

Der Entwurf zählt die Universitäts- und Vertragsassistenten eindeutig und ausdrücklich 

"organisationsrechtlich als auch dienstrechtIich" zu den Universitätslehrern. Ihnen obliegt also auch die 

Lehre. Das neue System möchte deren Lehrtätigkeit nun in den "Rahmen des 

AssistentendienstverhäItnisses" stellen mit einer "zum Dienstverhältnis gehörenden Bezahlung". 

Dazu ist zu vermerken: 

- Bislang war die Tätigkeit aus Lehraufträgen rur Assistenten außerhalb der ordentlichen Dienstzeit zu 

verrichten, d.h. eine Mehrleistung, die auch entsprechend zu honorieren ist. 

- Nunmehr soll es so sein, daß die Lehrtätigkeit rur Assistenten gänzlich im Rahmen des 

Assistentendienstverhältnisses stattfindet, d.h. wohl auch im Rahmen der normalen Dienstzeit. Das hat 

gravierende Nachteile rur alle Assistenten, die an ihrer Dissertation bzw. an ihrer Habilitation arbeiten. 

Denn es steht jungen Universitätslehrern somit beträchtlich weniger Zeit rur ihre zu erbringenden 

Qualifikationsnachweise zur Verfugung als bisher. Auch diese Maßnahme erweist sich als im Grunde 

zutiefst kontraproduktiv in Hinsicht auf die zu erbringenden wissenschaftlichen Leistungen, die noch dazu 

und richtigerweise einer internationalen Evaluierung standhalten sollen. 

- Diese Maßnahme behindert alle assistentischen Universitätslehrer, die bisher willens waren, durch Arbeit 

über ein Mindestmaß hinaus sich zu qualifizieren und sich internationalen Standards zu stellen. Jene 

Maßnahme schlägt die besonders gut motivierten und ambitionierten jungen Universitätslehrer unter den 

Assistenten am meisten. Sie ist geeignet, ein vorhandenes positives Einstellungspotential zu zerstören. 

- Die Frage, ob Lehraufträge formal als solche eigens erteilt werden müssen oder nicht, ist kaum erheblich. 

Entscheidend ist der Stellenwert, den der Gesetzgeber den Universitätslehrern und noch einmal mehr den 

jüngeren und ihrer Tätigkeit beimißt, was sich an leistungsorientierten Universitäten auch in einer 

angemessen AbgeItung niederschlagen wird. 

- Universitätsassistenten, die zwar Beamte sind, haben keine Möglichkeit, auch nur eine sog. Überstunde zu 

verrechnen. Bislang war die Lehrtätigkeit im Rahmen von remunerierten Lehraufträgen eine Möglichkeit, 

das ein wenig auszugleichen. Nun soll auch diese Möglichkeit genommen werden. Allerdings, die 

Mehrleistungsstunden werden bleiben, denn die Erbringung von international vergleichbaren und 

Spitzenleistungen in der normalen Dienstzeit allein ist ohnehin kaum mehr möglich und wird künftig noch 

unwahrscheinlicher sein. 

- Eine Ausverhandlung der "zum Dienstverhältnis gehörenden Bezahlung" rur die Assistentenlehrtätigkeit 

muß Gegenstand intensiver Verhandlungen - diesmal mit den Betroffenen - sein. 
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- Hinsichtlich der fachdidaktischen und unterrichtspraktischen Ausbildung muß es weiterhin gewährleistet 

sein, daß wie bisher auch nichtpromovierte Universitätslehrer Lehraufträge durchfuhren. 

l.6 SENKUNG DER REMUNERATIONSHÖHE UND ENTFALL DER SONDERZAHLUNGEN 

Der Entwurf sieht die Senkung der Remunerationshöhe um 15 % vor und den Entfall der Sonderzahlungen 

des 13. und 14. Monatsgehaltes fur Lehraufträge. 

Nachdem die Lehrtätigkeit integraler Bestandteil der Arbeit von Universitätslehrern ist, ist es nicht 

einsichtig, warum ein Bestandteil des Gehaltes fur Universitätslehrer aus den Sonderzahlungsleistungen 

ausgenommen wird. Zusammen mit der Verringerung der Remunerationshöhe fur Lehraufträge ergibt sich 

ein Einkommensverlust, der, über die Folgen der allgemeinen Sparmaßnahmen fur Beamte weit 

hinausreichend, als geradezu horrend erscheint. Es ist nicht hinzunehmen, daß willkürlich gesetzte 

Beschneidungsmaßnahmen gegen Universitätslehrer gerichtet werden, die zu Einkommensverlusten bis über 

40 % fuhren. Es ist durch nichts zu rechtfertigen, daß eine kleine Berufsgruppe dermaßen geschlagen wird. 

2. Kolleggeldabgeltung 

Eine Kollegiengeldabgeltung gebührt dann, wenn kein remunerierter Lehrauftrag erteilt wurde, und - nach 

dem neuen Entwurf - wenn "an diesen Lehrveranstaltungen wenigstens zehn Studierende durchgehend 

teilgenommen haben". 

Auch diese Bestimmung "wenigstens zehn Studierende" muß als beliebig gesetzt betrachtet werden. Hierzu 

gilt sinngemäß das selbe, was oben (1.1) zum Entwurf einer Mindestteilnehmerzahl fur remunerierte 

Lehraufträge ausgefuhrt wurde. 

3. Fazit 

Der vorgelegte Entwurf ist grundsätzlich abzulehnen. 

Dem Entwurf fehlen qualitätssichernde Merkmale. 

Dem Entwurf mangelt jede universitär-wachstumsorientierte Perspektive. 

Er ist in keiner Weise ausgewogen. 

Einzelne Maßnahmen erscheinen als ganz beliebig verfugt. 

Die Frage nach Lehrauftragsremunerationen ist nicht über den Weg einer Budgetsanierung zu regeln. 
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Der vorliegende Entwurf berücksichtigt in keiner Weise unterschiedliche fakultäre Gegebenheiten. 

Der Entwurf ist dazu angetan, kleinere Fakultäten auszuhungern. 

Er diskriminiert und expropriiert den gesamten universitären Mittelbau, der bereits jetzt einen erheblichen 

Teil der gesamten Lehre bestreitet. 

Die intendierten "Anreize" durch progressive Staffelung des Stundensatzes für remunerierte Lehrtätigkeit 

wirkt privilegienbildend, jedenfalls an kleineren Fakultäten. 

Er wirkt vor allem aus der Sicht der jüngeren Universitätslehrer äußerst demotivierend. 

Er entspricht in mehreren Punkten nicht dem Leistungsprinzip. 

Dessen Umsetzung wird zur Abwanderung gerade von Bestqualifizierten aus den Fakultäten in andere 

Betätigungsbereiche führen. 

Die Vorgangsweise, wie hier Einsparungen erzielt werden wollen, ist zutiefst undemokratisch und höchst 

ungerecht. 

4. Vorschläge 

Einsparungsmöglichkeiten müssen gemeinsam mit den Betroffenen gesucht werden. 

Für die Entwicklung von Sparmodellen ist ein angemessener Zeitraum einzuräumen. 

Zunächst sind universitäre Bildungsleitlinien zu erheben, damit Sparen nicht Qualitätsverlust bedeutet. 

Der Dekan: 

O.Univ.Prof.Dr.Maximilian Liebmann 
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